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"Finanzierungskonzept des 2. S-Bahn-Stammstreckentunnels transparent darlegen und

Finanzierung aller anderen Schienenverkehrsprojekte in Bayern sicherstellen"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/13816 vom 25.10.2016

2. Plenarprotokoll Nr. 85 vom 26.10.2016

3. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/16051 des WI vom 16.02.2017

4. Plenarprotokoll Nr. 100 vom 29.03.2017
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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Thorsten Glauber, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jür-
gen Fahn, Günther Felbinger, Eva Gottstein, Jo-
achim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, 
Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Alexander Muth-
mann, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl 
Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) 

Finanzierungskonzept des 2. S-Bahn-Stammstre-
ckentunnels transparent darlegen und Finanzie-
rung aller anderen Schienenverkehrsprojekte in 
Bayern sicherstellen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ darüber Bericht zu erstatten: 

─ wie sich die Kostenkalkulation für den geplan-
ten Bau des 2. S-Bahn-Stammstreckentunnels 
derzeit darstellt und zusammensetzt und 

─ wie etwaige Kostensteigerungen dabei im De-
tail erklärt werden; 

─ das Finanzierungskonzept und die Finanzierungs-
vereinbarungen umfassend und öffentlich darzu-
legen, insbesondere 

─ welcher der an der Finanzierung Beteiligten 
welche Finanzierungsanteile übernimmt und 

─ aus welchen Haushalten die jeweiligen Finan-
zierungsanteile entnommen werden und über 
welche Laufzeiten sowie 

─ welche Projekte in Folge dessen unter Finan-
zierungsvorbehalt gestellt werden, aufgescho-
ben werden müssen bzw. ersatzlos gestrichen 
werden; 

─ den sich aus der Kostenkalkulation neu ergeben-
den aktuell gültigen Kosten-Nutzen-Faktor darzu-
legen sowie die Berechnung dazu transparent of-
fen zu legen; 

─ die einzelnen Bauphasen sowie die Zeitabläufe 
bis zur geplanten Fertigstellung detailliert aufzu-
zeigen; 

─ eine umfassende Planung vorzulegen, 

─ welche zusätzlichen Maßnahmen (im Schie-
nenverkehr) parallel, ergänzend usw. zum 
Projekt „Bau des 2. S-Bahn-Stammstrecken-
tunnels in München“ vorgenommen werden 
oder konkret geplant sind, 

─ wann deren Baubeginn und Fertigstellung an-
gesetzt sind und 

─ wie diese aus welchen Etats finanziert werden 
(sollen); 

─ darüber hinaus verbindlich festzuhalten und si-
cherzustellen, dass durch die nun getroffene Fi-
nanzierungsvereinbarung keine anderen Schie-
nen-Infrastrukturprojekte oder anderweitigen Ver-
kehrsprojekte in Bayern aufgeschoben oder gar 
komplett aufgehoben werden; 

─ über all diese Vorhaben dem Landtag – jährlich 
aktualisiert – einen ausführlichen Sachstandsbe-
richt zum Fortschritt der einzelnen Projekte zu ge-
ben, inklusive einer Übersicht mittels z.B. Ampel-
kennzeichnung, welche Bereiche – finanziell, zeit-
lich, strukturell – im Plan laufen (grün) ggf. in ein-
zelnen Zielerreichungen gefährdet (gelb) oder in 
mehr als 50% der Ziele gefährdet (rot) sind. 

 

 

Begründung: 

Seit Jahren verspricht die Staatsregierung – zuletzt im 
Sommer 2012 durch den damaligen Wirtschaftsminis-
ter Martin Zeil – dass die Finanzierung des Projekts 
„2. S-Bahn-Stammstreckentunnel“ gesichert sei und 
die Kostenkalkulation einen positiven Nutzen ergäben. 
Fast jährlich wurden seitdem diese Versprechungen 
neu terminiert und es wird seitdem laufend mit teils 
völlig veralteten Zahlen kalkuliert. 

Für ein Projekt dieser finanziell wie auch strukturell 
und auch bautechnisch enormen Größenordnung 
können die Steuerzahler eine transparente und sorg-
fältige Finanzplanung sowie ein ordentliches Projekt-
management erwarten.  



geschäftsführer hat einen Anstellungsvertrag, ein Vi-
zepräsident ist von einer Landesversammlung von
Delegierten demokratisch gewählt. Sie können sich
alle Ihren Reim darauf machen. Jedenfalls denke ich,
dass es nicht die Absicht von Herrn Stärk war, mich ir-
gendwie zu belehren, wie Sie das vorhin ausgedrückt
haben, oder zu ermahnen. Das darf ich vielleicht auch
in seinem Namen ausdrücklich zurückweisen. Das
brauchen wir nicht.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Wengert. – Nun erteile ich für die Staatsregie-
rung Staatsminister Herrmann das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministeri-
um): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir haben in den letzten Jahren in mehreren
Schritten kontinuierlich die Situation der weiteren Hel-
fer im Katastrophenschutz verbessert und die Gleich-
stellung, also die sogenannte Helfergleichstellung,
immer weiter verbessert, und zwar in einem Ausma-
ße, das es so noch nie gegeben hat und wie wir es
auch in vielen anderen Ländern nicht finden.

Vom Verfahren her muss ich sagen, lieber Herr Kolle-
ge Rinderspacher: Wir haben über die letzten Jahre
die Rechte der Opposition immer weiter ausgebaut.
Die Opposition hat großen Wert darauf gelegt, dass
sie vier Wochen Zeit von der Einreichung eines Ge-
setzentwurfs bis zur ersten Ausschussberatung einge-
räumt bekommt, um sich auf die Beratung eines Ge-
setzentwurfs vorbereiten zu können. Ich finde es im
Hinblick auf das Verfahren in diesem Hohen Haus
einen merkwürdigen Vorgang, wenn Sie jetzt, nur weil
es Ihnen gerade taktisch in den Kram passt, am Tag
nach der Einreichung eines Gesetzentwurfs diesen
zum Gegenstand eines Dringlichkeitsantrags machen.
Ich nehme das für die Staatsregierung für die Zukunft
zur Kenntnis, dass die SPD-Fraktion kein Problem
damit hat, innerhalb von 24 Stunden über einen Ge-
setzentwurf, den die Staatsregierung eingebracht hat,
im Plenum zu diskutieren. Wir werden uns das gerne
bei Gelegenheit zunutze machen. Ich werde meine
Position in zwei Wochen bei der Ersten Lesung vortra-
gen.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Staatsminister. – Weitere Wortmeldungen liegen
mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung. 

Dazu werden die Anträge wieder getrennt. Wer dem
Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 17/13811 – das
ist der Antrag der SPD-Fraktion – seine Zustimmung

geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das
sind die SPD-Fraktion und die Fraktion der FREIEN
WÄHLER. Gegenstimmen! – Das sind die CSU-Frak-
tion und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist dieser
Antrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/13824 – das ist der Antrag der Fraktion der
FREIEN WÄHLER – seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die
Fraktionen der SPD und der FREIEN WÄHLER. Ge-
genstimmen! – Das sind die CSU-Fraktion und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist auch dieser
Antrag abgelehnt. 

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der
Abgeordneten Kreuzer, Zellmeier, Schreyer und ande-
rer und Fraktion betreffend "Der Freistaat Bayern be-
kämpft entschlossen jede Form des Extremismus" auf
Drucksache 17/13822 bekannt. Mit Ja haben ge-
stimmt 93. Mit Nein haben gestimmt 46. Stimmenthal-
tungen: keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag an-
genommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13812 bis 17/13814, 17/13816, 17/13818 und
17/13819 sowie auf den Drucksachen 17/13825 bis
17/13828 werden in die zuständigen federführenden
Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Schlussbericht
des Untersuchungsausschusses
zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens
bayerischer Polizei- und Justizbehörden
einschließlich der zuständigen Staatsministerien,
der Staatskanzlei und der politischen
Entscheidungsträgerinnen und
Entscheidungsträger im Zusammenhang mit dem
Labor Schottdorf und der beim Bayerischen
Landeskriminalamt eingerichteten
Sonderkommission "Labor" und weiterer
Vorkommnisse im Zusammenhang mit
Ermittlungsverfahren gegen Dr. B. S. und andere
Beschuldigte und auf entsprechende Anzeigen
des Dr. B. S. und anderer Personen sowie bei der
Rechtsaufsicht über die Beachtung der
Vorschriften der Gebührenordnung für Ärzte und
bei der gegebenenfalls notwendigen Korrektur der
Rahmenbedingungen im selbstverwalteten
Gesundheitssystem bei der Abrechnung von
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/13816 

Finanzierungskonzept des 2. S-Bahn-Stammstreckentunnels 
transparent darlegen und Finanzierung aller anderen Schienen-
verkehrsprojekte in Bayern sicherstellen 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

Berichterstatter: Thorsten Glauber 
Mitberichterstatter: Eberhard Rotter 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Wirtschaft 
und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse 
haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag  
in seiner 60. Sitzung am 16. Februar 2017 beraten und für 
e r l e d i g t  erklärt. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner gestrigen Sitzung die unter den Nummern 2 und 3 aufgeführten Subsidiarität-

sangelegenheiten, Bundesratsdrucksachen 186/17 und 187/17 betreffend die gemein-

samen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt bzw. deren Neufassung, beraten 

und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf Subsidiaritäts-

bedenken hinzuweisen und darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken Eingang in den 

Beschluss des Bundesrates finden. Es sind dies die Drucksachen 17/16087 und 

17/16088 sowie die Beschlussempfehlungen auf den Drucksachen 17/16128 und 

17/16129. Die Beratung im Bundesrat ist für den kommenden Freitag vorgesehen. Die 

Beschlussempfehlung und das Abstimmungsverhalten der Fraktionen hierzu ist in der 

aufgelegten Liste aufgeführt.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 

den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. Ich bitte, 

Gegenstimmen anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit über-

nimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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